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Berner Wankdorf KommendeWo-
che starten die Sanierungsarbei-
ten im Leichtathletikstadion im
Berner Wankdorf. Diese sind
nötig, damit dort auch in Zu-
kunft nationale und internatio-
nale Wettkämpfe ausgetragen
werden können.

Die Sanierung dauert rund
sieben Monate, wie die Stadt-
berner Präsidialdirektion in ei-
ner Mitteilung von gestern Frei-
tag schreibt. Insbesonderemuss
die Laufbahn erneuert werden.
Zusätzlich wird die äusserste,
bisher nur für Trainingszwecke
zugelassene Bahn verbreitert, so
dass künftig acht wettkampf-
taugliche Bahnen zurVerfügung
stehen.

Auch die Kugelstossanlage
muss erneuert werden. Weiter
sind eine Bewässerungsanlage
für den Rasen und einAllwetter-
platz geplant. Das Stadtparla-
ment sprach im Sommer einen
Kredit von 3,78 Millionen Fran-
ken. (chh/sda)

Sanierung des
Leichtathletik-
Stadions beginnt

Thun Die Stadt Thun und die Ge-
meinden am rechten Seeufer ha-
ben sich auf einenAnsatzverstän-
digt, um den drängenden Ver-
kehrsproblemenHerr zuwerden.
Seit 2018 fliesst der Verkehr auf
einerArt Ringstrasse imEinbahn-
regimeumdie Innenstadt herum.
In der Folge kam es am rechten
Thunerseeufer öfter zu langen
Staus, die Klagen rissen nicht ab.
Nunwill die Stadt prüfen, obmit
einer teilweisen Aufhebung des
Einbahnregimes in der Innen-
stadt und Verbesserungen beim
Lauitorkreisel die Verkehrssitu-
ation entschärft werden kann.
Hilterfingen, Oberhofen, Sigris-
wil undSteffisburg unterstützten
die vorgeschlagene Stossrich-
tung, schreibt die Stadt Thun.

Der Thuner Gemeinderat hat
für die Massnahmen zwei Ver-
pflichtungskredite von 195'000
Franken und 130'000 Franken
beschlossen.DerKostenteilermit
den Agglomerationsgemeinden
und dem Kanton bleibe noch
zu klären. (sda)

Einigung im
Verkehrsstreit

Gute Ernte Nach pandemiebe-
dingtemAusfall des Zibelemärit
2020 und einer verhagelten
Zwiebelsaison 2021 sieht es für
die Fans des Berner Traditions-
anlasses heuer etwas besser aus.

Für den Zibelemärit vom
28. November dürften die auf-
fahrenden Produzentinnen ge-
nügend Ware haben, wie der
Landwirtschaftliche Informati-
onsdienst gestern mitteilte. Die-
ses Jahr werden 410 Stände am
Märit aufgestellt – ein Drittel da-
von sind Zwiebeln- und Gemü-
semarktstände, wie Marc Heeb,
Co-Leiter des Polizeiinspektorats
der Stadt Bern, ausführte.

Der Zibelemärit findet je-
weils am viertenMontag imNo-
vember statt. Seinen Ursprung
hat derMärit im 19. Jahrhundert,
als Bauersfrauen aus dem See-
land mit Zwiebeln auf der Mar-
tinimesse in Bern auftauchten.
Seit 2011 steht er auf der Liste
der lebendigen Traditionen der
Schweiz. (sda)

Zibelemärit kann
wieder auf mehr
Zwiebeln hoffen

Carlo Senn und Alexandra Elia

Die Stimmung ist nochverhalten,
als sich knapp tausend Personen
am späten Nachmittag auf dem
BernerWaisenhausplatz versam-
meln. Eine breite Allianz aus Ge-
werkschaften und Organisatio-
nen nimmt an der Kundgebung
teil. Sie vertreten unter anderem
Lehrpersonen, Physiotherapeu-
ten, Hebammen und Angestellte
der Kantonspolizei. Und sie alle
spüren den Kaufkraftverlust –
«Preise rauf, Löhne rauf» ist der
Slogan der Anwesenden.

Der geplante Teuerungsaus-
gleich der Kantonsregierung
geht den Gewerkschaften zuwe-
nig weit. Im Budget ist lediglich
eine Lohnerhöhung von 2 Pro-
zent für die Kantonsangestellten
vorgesehen, davon 0,5 Prozent
Teuerungsausgleich. Die Ge-
werkschaften fordern den Kan-
ton aber auf, die Löhne stärker
zu erhöhen.

Die Inflation ist in der Schweiz
tatsächlich auf Rekordniveau: Im
Oktober lag sie gegenüber dem
Vorjahr bei 3 Prozent. Steigen die
Löhne also nicht, haben Arbeit-
nehmende de facto 3 Prozentwe-
niger Geld fürAusgaben zurVer-
fügung – im Fachjargon spricht
man von sinkenden Reallöhnen.

Die Appelle der Rednerinnen
undRednerzeugen aberauchvon
einer Dringlichkeit jener Bran-
chen, die schon länger am An-
schlag sind – beispielsweise die
der Pflegenden: «Liebe Berner
Regierung, wann wacht ihr auf
und überdenkt eure Prioritä-
ten?», fragt die erste Rednerin,
Andrea Lienhardt von der Sekti-
on Bern des Schweizer Berufs-
verbands fürPflegefachpersonen.

Kaufkraft betrifft alle
Doch wie sieht die Situation bei
anderenAngestellten imKanton
aus? Die Stadt Bern hat ihren
Mitarbeitenden kürzlich einen
vollen Teuerungsausgleich von
3 Prozent gewährt, was jedoch
zu Kritik geführt hat, wie diese
Zeitung berichtete.

Auch der Kanton Zürich hat
mitgeteilt,die Löhneaufgrundder
Teuerung um 3,5 Prozent zu er-
höhen – trotz Defizit im Budget.

Der Teuerungsausgleich für
die Bundesangestellten liegt die-
ses Jahr zwischen 2 und 3 Pro-
zent. Die Gewerkschaften haben
sich mit dem Bundesrat auf ei-
nen Kompromiss geeinigt, wie
Christoph Jakob vom Schweize-
rischen Verband des Personals
für Öffentliche Dienste (VPOD)
mitteilt. Die definitiven Zahlen
kommuniziert der Bund dann
Anfang Dezember. Die bundes-
nahen Betriebe Post und SBB
haben noch keine Zahlen kom-
muniziert, sie tun dies norma-
lerweise erst Ende Februar.

In derPrivatwirtschaft sieht es
teilweise nochweniger rosig aus.
So steigendie Löhne schweizweit
laut Berechnungen der Gross-
bank UBS nur um 2,2 Prozent.
Laut Adrian Haas vom Handels-
und Industrieverein des Kantons
Bern befinden sich auch die
meisten Berner Unternehmen in
diesem Bereich. Gleichzeitig ist
der Kostendruck für die Unter-
nehmen hoch. Im Schnitt sinkt
also die Kaufkraft der Bernerin-
nen und Berner.

Aus diesemGrund schreibt die
Konjunkturforschungsstelle der

ETH Zürich in einem aktuellen
Bericht von intensiven Lohnver-
handlungen.Es sei klar, dass auf-
grund der Inflation Forderungen
für Lohnerhöhungen vonseiten
der Arbeitnehmenden kommen.

«Nicht überproportional»
Auch Aymo Brunetti, Professor
fürVolkswirtschaftslehre an der
Universität Bern, findet grund-
sätzlich eine Anpassung der
Löhne an das gestiegene Preis-
niveau ökonomisch gerechtfer-
tigt.Wenn die Inflation tatsäch-
lich 3 Prozent beträgt, sei eine
Erhöhung in dieser Grössenord-
nung «wenig problematisch».

Wenn die Unternehmen über
Preiserhöhungen höhere Erträ-

ge erwirtschaften können, ist es
gemäss Brunetti im Sinne der
Arbeitnehmenden, dass die Löh-
ne angepasstwerden.Ansonsten
bedeute dies eine Lohnsenkung,
weil die Kaufkraft zurückgeht.

Allerdings nicht mehr als die
Inflationsrate: «Die Löhne soll-
ten nicht überproportional stei-
gen.» Das heisst, eine Lohnerhö-
hung sollte imgenanntenBeispiel
höchstens 3 Prozent betragen,
nicht aber etwa 4 Prozent. Denn
sonst besteht die Gefahr einer
sogenanntenLohn-Preis-Spirale:
In diesem Szenario steigen die
Löhnewegen höherer Preise.

Weil die Kosten für die ge-
stiegenen Preise erneut die Infla-
tion anheizen, fordern die Ar-

beitnehmenden wieder höhere
Löhne – ein Teufelskreis, der in
eine selbstverstärkende Inflation
münden könnte.

«Deswegen muss sich der
Ausgleich auch immer an der
Branche und ihren entsprechen-
den Preiserhöhungen orientie-
ren», so der Ökonom.

Linke in derMinderheit
Die politische Diskussion ist lan-
ciert: In rund zwei Wochen dis-
kutiert der Grosse Rat über das
Budget.Die Gewerkschaften sind
dabei imKantonsparlament poli-
tisch inderMinderheit: DieMehr-
heit der Finanzkommission will
denVorschlagdesRegierungsrats
von rund 2 Prozent Teuerungs-
ausgleich übernehmen.

Der von links geforderte Teu-
erungsausgleichwürde 28Milli-
onen Franken für das Kantons-
personal und Lehrkräfte kosten.
Weitere 14 Millionen Franken
würden für die subventionierten
Betriebe derGesundheits-, Sozi-
al- und Integrationsdirektion an-
fallen.

Die Kosten sind für Meret
Schindler kein Argument: «Es
bringt niemandem etwas, wenn
die LeutewenigerGeld im Porte-
monnaie haben», sagt die SP-
Grossrätin von derGewerkschaft
VPOD auf Anfrage. Gerade der
Mittelstand komme immer stär-
ker unter Druck, gerade auch,
weil die Krankenkassenprämien
um rund 6 Prozent steigen. Des-
halb brauche es den vollen Teu-
erungsausgleich.

Solidarität für Betroffene
Von einemallfälligenTeuerungs-
ausgleich profitieren nicht nur
Kantonsangestellte, sondern
auch alle vom Kanton subven-
tionierten Betriebe: darunter
Mitarbeitende in Pflegeheimen,
bei der Spitex und Mitarbeiten-
de in sozialen Institutionen.

«Die Ziele werden immer hö-
her, aber die Ressourcen weni-
ger», sagt auch Kantonsange-
stellter Chris Wälchli, der an der
Kundgebung teilnimmt.Die Kin-
dergärtnerin JuliaMosimann,die
heute ebenfalls demonstriert,
blickt dieserEntwicklung kritisch
entgegen. «Es trifft immer die,
die sowieso schon an ihre Gren-
zen stossen.» Aus ihrer Sicht ist
es eine Frechheit,wenn die Löh-
ne nicht erhöhtwerden. «Das hat
auch etwas mit der Wertschät-
zung des Berufs zu tun.» Sie sei
deshalb auch aus Solidarität für
andere Betroffene anwesend.

Die SP-Grossrätin Schindler
argumentiert zusätzlich mit
der Pflegeinitiative und dem
Fachkräftemangel: Der volle
Teuerungsausgleich und Real-
lohnerhöhungen seien nötig, um
das Personal im Gesundheits-
wesen zu halten.

Eventuell sind die Verhand-
lungen zwischen den Gewerk-
schaften 2023 etwas entspann-
ter: Laut Prognosen der Kon-
junkturforschungsstelle dürfte
die Inflation Ende 2023 wieder
unter 2 Prozent liegen.

Im internationalen Vergleich
fällt die InflationsratederSchweiz
übrigens sehr tief aus. So rechnet
beispielsweise die deutsche
Bundesregierung 2022 mit über
8 Prozent Inflation. Auch Frank-
reich ist mit 5,9 Prozent deutlich
höher. Für viele dürfte dies aller-
dings ein schwacher Trost sein.

Vielen Bernern droht Kaufkraftverlust
Teuerungsausgleich Die Löhne steigen weniger stark an als das Preisniveau, die Gewerkschaften
fordern den Kanton jetzt zumHandeln auf – zu Recht?

Kantonsregierung will rund 2 Prozent Lohnerhöhung

Das bernische Budget sieht eine
Lohnerhöhung für die Kantonsan-
gestellten von rund 2 Prozent vor.
Diese 2 Prozent sind allerdings
aus verschiedenen Posten zusam-
mengesetzt. Deutlich zu wenig,
finden die Gewerkschaften.

Für den effektiven Teuerungs-
ausgleich sieht die Kantonsregie-
rung 0,5 Prozent vor. 0,7 Prozent
können die Verwaltung und die
subventionierten Unternehmen
des Kantons selber für individuelle
Lohnerhöhungen nutzen. Bei

diesem freien Anteil befürchten die
Gewerkschaften allerdings, dass
sie lediglich den gut qualifizierten
Fachkräften zugutekommen, damit
sie im Betrieb bleiben. Beispiels-
weise Hilfs- oder Reinigungsper-
sonal könnte gemäss den Befürch-
tungen nichts davon haben.

Auch von den 0,8 Prozent
sogenannten «Rotationsgewin-
nen» hätte beispielsweise die
Spitex nichts, wie sie gestern
mitteilte: Diese können nur bezo-
gen werden, wenn durch Pensio-

nierungen die Löhne insgesamt
sinken und jüngeres Personal mit
tieferen Löhnen nachrückt. Da
beispielsweise bei Altersheimen
eine hohe Fluktuation herrscht, ist
also der fixe Teuerungsausgleich
lediglich bei 0,5 Prozent.

In einer Demonstration fordern
die Gewerkschaften nun, den fixen
Teuerungsausgleich auf 3 Prozent
zu erhöhen. Zusammen mit dem
flexiblen Teil und den Rotations
gewinnen ergibt das eine Lohn
erhöhung von 4,5 Prozent. (cse)

«Es trifft immer
die, die sowieso
schon an ihre
Grenzen stossen.»

Julia Mosimann
Kindergärtnerin

«Preise rauf, Löhne rauf» ist der Slogan der Anwesenden auf dem Waisenhausplatz. Foto: Marcel Bieri
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Brigitte Walser und
Marius Aschwanden

Es sind erschreckende Zustände,
die der jüngste Untersuchungs-
bericht zumPsychiatriezentrum
Münsingen (PZM) aufzeigt. Ein
Experte schildert darin,wie zwei
Stationen – einst der Stolz der
Institution – in denvergangenen
fünf Jahren immer mehr ausser
Kontrolle gerieten.

Er schildert, dass es fast täg-
lich zu Notfallsituationen kam
und dassAngestellte angegriffen
und teilweise erheblich verletzt
wurden. Er schildert, dass Pfle-
geteams nachts manchmal bis
zu sieben fixierte Patienten be-
treuten und tagsüber ums Über-
leben von Patientinnen kämpf-
ten. Und er schildert, dass das
Personal in letzter Sekunde
schwer kranke Patienten, die sich
von der Klinik entfernt hatten,
von einem Suizid abhielt.

Wer den Bericht liest, erhält
das Bild eines Pflegealltags, der
weit weg von aller Normalität
funktioniert.

Es erstaunt nicht, dass ange-
sichts dieser Missstände lang-
jähriges Personal kündigte, neu
Angestellte die Psychiatrie nach
kurzerZeitwiederverliessen und
der Eindruck eines sinkenden
Schiffes entstand. Mehrmals sei
die Geschäftsleitung informiert
worden, habe aber die Zusam-
menhänge entweder fachlich zu
wenigverstanden oder ausAngst
und Respekt vor dem zuständi-
gen Professor nicht eingegriffen.

Zeitweise überfordert
FürdenExperten ist klar:Die zwei
StationenderKlinik fürDepressi-
on seien zeitweise fachlich und
personell überfordert gewesen
und von pflegerischen und ärzt-
lichen Vorgesetzten im Stich ge-
lassen worden. Suizide und Sui-
zidversuche hätten zu Traumati-
sierungen geführt. Im Bericht ist
dieRedevoneinemDilemmazwi-
schen Helfen und Schützen. Die
Teams hätten in den letzten drei
JahrenaufgrunddesErlebten teil-
weise übervorsichtig gearbeitet
und imZweifelsfall ausHilflosig-
keitmit freiheitsbeschränkenden
Massnahmen reagiert.

Diese Zwangsmassnahmen wa-
ren es, die im Frühling an die
Öffentlichkeit gelangten. Hinzu
kamen umstritteneAnstellungen
von Mitgliedern der Kirschblü-
tengemeinschaft. Die bernische
Gesundheitsdirektion gab dar-
aufhin eine Untersuchung bei
Thomas Maier, dem Ärztlichen
Direktor der Psychiatrie St. Gal-
len Nord, in Auftrag. Sie veröf-
fentlichte den entsprechenden
Bericht gestern Freitag.

Der Experte schreibt darin
nicht nur über den desolaten
Zustand der beiden Stationen,
sondern bestätigt auch denVor-
wurf, dass Zwangsmassnahmen
wie Isolation und Fixierung in
Münsingen teilweise zu rasch
angewendet und zu lange auf-
rechterhalten wurden. So wur-
den solche Massnahmen etwa
auch als Druckmittel eingesetzt,

um ein erwünschtes Verhalten
zu erreichen. Als Beispiel nennt
Maier einen Fall, bei welchem
dem Patienten gesagt wurde,
dass die Isolation erst aufgeho-
ben werde, wenn er die Medi-
kamente eingenommen habe.

Wann ist Zwang erlaubt?
«Wir schätzen die klare Sprache
des Gutachters sehr», schreibt
Thomas Ihde auf Anfrage zum
Bericht. Er ist Präsident von Pro
Mente Sana. Die Stiftung vertritt
die Interessen von psychisch be-
einträchtigtenMenschen.DieUn-
tersuchung benenne die Mängel
explizit,würdige aber auch, «dass
vieleMitarbeitendemit Herzblut
einen guten Job machen».

DerHandlungsbedarf sei klar.
Denn: «Zwangsmassnahmen ge-
hören zu den grössten Eingrif-
fen in dieAutonomie einesMen-

schen. Vorschnelle und nicht
verhältnismässige Zwangsmass-
nahmen und ‹Zwangsmass-
nahmen aufVorrat› darf es nicht
geben», so Ihde.

Rechtlich zulässig sind sie nur
dann,wenn Personen imZusam-
menhang mit einer psychischen
Störung eine Gefahr für andere
oder sich selbst darstellen. Ge-
mäss Dirk Richter, Professor
von der Berner Fachhochschule,
kommt in der Schweiz – anders
als in vielen anderen Ländern –
noch der Aspekt der Verwahr-
losung hinzu.

Allerdings: «Seit einigen Jah-
renwerden Zwangsmassnahmen
in der Psychiatrie von ethischer,
juristischer, fachlicher und Be-
troffenen-Seite generell infrage
gestellt», so Richter. Und dies,
obwohl ihre Anzahl in psychia-
trischen Kliniken in den ver-

gangenen Jahren eher zu- als
abgenommen hat.

Richter führt dies auch auf
einen generellen gesellschaft-
lichen Trend zur Risikovermei-
dung zurück. «Westliche Gesell-
schaften sind zunehmend
sicherheitsorientiert, und die Be-
reitschaft,Menschen gegen ihren
Willen behandeln zu lassen, ist
relativhoch in derBevölkerung.»

Alternativen zum Zwang
Gemäss Richter, der zur psychi-
atrischen Versorgung forscht,
gibt es aber sehrwohl Alternati-
ven zu Zwangsmassnahmen,
und zwar sowohl inner- als auch
ausserhalb von Kliniken. Inner-
halb seien es Schulungspro-
gramme, die auf Deeskalation
abzielten. «Sie setzen aber eine
ausreichendeAnzahl von gut ge-
schultenMitarbeitenden voraus,

was angesichts des Fachkräfte-
mangels derzeit vielerorts ein
Problem darstellt.»

Ausserhalb seien zumBeispiel
Patientenverfügungen ein gutes
Mittel oder eine ambulante
Wohnbegleitung sowie eine am-
bulanteAkutbehandlung. «Diese
Interventionsformen werden in
der Schweiz definitiv nicht im
ausreichendenUmfang genutzt»,
so Richter.

Laut Thomas Ihde wird das
Thema der Zwangsmassnahmen
innerhalb der Pro Mente Sana
kontrovers diskutiert. «Es gibt
Menschen, die auch Behand-
lungen gegen ihren damaligen
Willen zum Beispiel bei einem
akuten Sterbewunsch als hilf-
reich oder gar lebensrettend er-
lebt haben.» Andere Personen
hätten solche Behandlungen als
schwer traumatisierend wahr-
genommenund seien grundsätz-
lich gegen den Einsatz von
Zwangsbehandlungen.

Klar ist für Ihde aber: Zwangs-
behandlungen sollten als Ultima
Ratio eingesetzt werden, und
es muss institutionsinterne Si-
cherungssysteme geben, die
einen übermässigen Gebrauch
verhindern.

15 Empfehlungen
Am Psychiatriezentrum Mün-
singen gibt es zwar solche Wei-
sungen. Allerdings empfiehlt
Thomas Maier, der für die Ge-
sundheitsdirektion denUntersu-
chungsbericht verfasst hat, dass
diese aktualisiert und präzisiert
werden. Insgesamt gibt er fünf-
zehn Empfehlungen ab, um die
Situation zu verbessern.

So sollen freiheitsbeschrän-
kendeMassnahmen etwa künftig
nur noch auf weniger Stationen
erlaubt sein. Dann könnten sie
besserkontrolliert, standardisiert
und instruiert werden. Zudem
sollte die ärztliche fachliche Füh-
rung verstärkt und dafür zusätz-
liche Stellen geschaffen werden.

Pro Mente Sana ist froh um
die angedachten Schritte. «Wir
erwarten aber auch eine pro-
aktive Entschuldigung bei Men-
schen, die zu teilweise ausge-
prägtem Schaden kamen.» Es
gehe hier um Menschen, nicht
um Haftpflichtschadensfälle.

Die bernische Gesundheits-
direktion teiltemit, siewerde die
Umsetzung der Empfehlungen
regelmässig prüfen. Vieles habe
das PZM bereits umgesetzt oder
in weitere Verbesserungsmass-
nahmen einfliessen lassen.

Tatsächlich hat das Psychia-
triezentrum bereits selber eine
Untersuchung veranlasst und
sich im Anschluss daran vom
ÄrztlichenDirektor und Chefarzt
der Klinik für Depression und
Angst getrennt. Gestern sagte
CEO Ivo Spicher zudem, die Un-
tersuchung von Thomas Maier
bestätige die eigeneAnalyse und
bestärke die Institution in den
bereits ergriffenen oder geplan-
ten Massnahmen.

Erste Erfolge seien bereits
sichtbar. So habe sich in den zwei
hochproblematischen Stationen
die Situation deutlich beruhigt.
Oder wie es im Untersuchungs-
bericht heisst: «Damit ist zwar
das Schiff notdürftig wieder
flottgemacht worden, aber der
‹PZM-Dampfer› ist insgesamt
noch nicht hochseetauglich.»

Psychiatrie-Stationen ausser Kontrolle
Zwangsmassnahmen in Münsingen Überfordertes Personal, mangelhafte Führung und fehlende Sensibilisierung:
Die Liste der Mängel am PsychiatriezentrumMünsingen ist lang.

Kirschblütlerinnen, umstrit-
tene Therapiemethoden, Ver-
schwörungserzählungen und
zu häufige Zwangsmassnah-
men: Das Psychiatriezentrum
Münsingen (PZM) wurde in
diesem Jahr regelrecht durchge-
schüttelt. Dass die Probleme an
die Öffentlichkeit gelangten, ist
sehr zu begrüssen. Denn psych-
iatrische Kliniken sind längst
keine Orte mehr, an denen Men-
schen einfachwegsperrt werden
und es niemanden interessiert,
was mit ihnen geschieht.

Die Gesellschaft ist zunehmend
sensibilisiert für das Thema,
und die Stigmatisierung
weicht – wenn auch langsam –
einer «Es kann jeden treffen»-
Mentalität. Entsprechend wäre
es auch wichtig, dass sich die
Kliniken selbst öffnen und

Transparenz über die Vorgänge
im Innern herstellen. Umso
verstörender sind die Details,
die erst jetzt durch den ex-
ternen Untersuchungsbericht
bekannt werden.Was auf
den beiden Akutstationen
in Münsingen über Jahre ab-
gelaufen ist – und von der
Führung offenbar hingenom-
men wurde –, lässt sich nur
als Horror bezeichnen. Tag-
täglich kämpften die Teams mit
Extremsituationen, denen sie
nicht gewachsen waren.

Will man den Vorkommnissen
etwas Gutes abgewinnen, so
kann man sagen, dass sie we-
nigstens einiges in Gang gesetzt
haben. Das PZM hat –wenn
auch erst auf öffentlichen Druck
hin – auf die Probleme reagiert
und organisatorische und per-

sonelle Massnahmen getroffen.
Nun ist es wichtig, dass auch
noch jene Expertenvorschläge
umgesetzt werden, die bisher
nicht auf dem Tapet lagen.

Zu meinen, dass dadurch
alles gut wird, wäre allerdings
verfehlt. Denn das Hauptpro-
blem in der Psychiatrie bleibt
bestehen: Der wachsenden
Anzahl psychisch Erkrankter
steht eine immer kleinere Schar
von Spezialistinnen und
Betreuungspersonal gegenüber.
Hier sind sowohl die Kliniken
selbst als auch die Politik
gefragt. Erstere müssen mög-
lichst gute und flexible Arbeits-
bedingungen schaffen, um
weitere Abgänge zu verhindern.
Wie gross in diesem Bereich
der Nachholbedarf ist, zeigt
sich ebenfalls in Münsingen.

Der Kanton wiederum sollte
dringend in die Nachwuchs-
ausbildung investieren.

Denn auch wenn wir heute
offener über psychische Krank-
heiten sprechen als noch vor
zehn Jahren: Suizidgefährdete
Jugendliche müssen teilweise
drei Monate auf einen Behand-
lungsplatz warten. Man stelle
sich vor, dies würde mit einem
Krebspatienten geschehen.
Solange wir ein solches
Ungleichgewicht tolerieren,
sind wir als moderne Gesell-
schaft noch lange nicht dort,
wo wir sein sollten.

Das Hauptproblem in der Psychiatrie ist ungelöst

Marius
Aschwanden

Kommentar

Es besteht Handlungsbedarf: Das Psychiatriezentrum Münsingen muss bei den Zwangsmassnahmen nachbessern. Foto: Franziska Rothenbühler

«Mind Control» am PZM

Bestätigt hat sich auch der Vor-
wurf, wonach am Zentrummit der
Verschwörungserzählung «Mind
Control» gearbeitet wurde. Konkret
betroffen waren rund ein Dutzend
junge Patientinnen. Sie seien von
Therapeutinnen in ihrem Irrglauben
bestärkt worden, dass sie über
lange Zeit hinweg verfolgt, bedroht,
überwacht und misshandelt wür-
den. Objektive Beweise gebe es
nicht. Die betreffenden Angestell-
ten wie auch der ehemalige Ärztli-
che Direktor hätten diesbezüglich
eine zu unkritische Haltung einge-
nommen. Die Folge: Die Therapeu-
tinnen hätten zur Aufrechterhaltung
der Störung beigetragen, und die
Behandlungen seien womöglich
sogar schädlich gewesen.

Direktor Ivo Spicher sagte, dies
sei wegen «Führungsmängeln und
Überforderung» geschehen. Der
Grossteil der involvierten Mitarbei-
terinnen habeMünsingen verlas-
sen. Jene, die noch dort arbeiteten,
würden eng begleitet. (mab/bw)


